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Regionale Transfers in einem föde-
ralen System bedeuten, dass eine hö-
here Ebene des Systems, beispiels-
weise die Zentralregierung, über die
Verteilung von Mitteln auf die unteren
Ebenen entscheiden kann. Das Ziel die-
ser Transfers kann etwa darin bestehen,
benachteiligte Regionen zu fördern oder
große Investitionen, wie etwa Infras-
trukturprojekte, zu unterstützen. Eine
Reihe von theoretischen politökonomi-
schen Modellen lassen jedoch erwar-
ten, dass in Situationen, in denen eine
obere politische Ebene einen gewissen
Freiraum in der Verteilung von finan-
ziellen Mitteln hat, eine politisch moti-
vierte verzerrte Allokation der Mittel
eintreten wird, um bestimmte Gebiets-
körperschaften aus wahlstrategischen
Gründen zu begünstigen.

In der theoretischen Literatur lassen
sich zwei Hauptanreize für eine Begün-
stigung bestimmter Regionen identifi-
zieren. Eine erste Gruppe von Modellen
lässt erwarten, dass insbesondere pi-
votale Wahlkreise begünstigt werden,
also solche, die für den Ausgang von
Wahlen entscheidend sind. Dieses sind
beispielsweise in einem Mehrheits-
wahlrecht wie in den Vereinigten Staa-
ten die besonders umkämpften Swing
States, in einem Verhältniswahlrecht
wie in Deutschland sind dies Wahlkrei-
se mit vielen Wechselwählern. Die zwei-
te Klasse von Modellen lässt dagegen
insbesondere Transfers in Wahlkreise
mit einer bereits bestehenden großen
Mehrheit für den Amtsinhaber auf der
höheren föderalen Ebene erwarten.
Durch die gezielte Begünstigung seiner
Kernwähler kann ein Politiker seine
Wiederwahlchancen ebenfalls erhöhen,
da dies die Wahlbeteiligung seiner
Unterstützer steigert. Zahlreiche empi-

rische Studien belegen den Erklärungs-
gehalt beider Modelle für die Transfer-
allokation.   

Reaktion der Bürger  

Die genannten politökonomischen
Ansätze unterstellen jedoch, dass die
Wähler in begünstigten Regionen derar-
tige beabsichtigte Begünstigungen
durch regionale Transfers automatisch
zur Kenntnis nehmen und ihren „Wohl-
täter“ schließlich dafür belohnen, was
sie in der Regel durch ihr Stimmverhal-
ten bei der anschließenden Wahl zum
Ausdruck bringen sollten. Im Gegensatz
zu der strategischen Verteilung der
Mittel ist die von der Theorie suggerierte
Reaktion der Bürger in der empirischen
Literatur bisher kaum untersucht wor-
den. Ein Grund dafür dürfte sein, dass
derartige Untersuchungen die Wissen-
schaftler vor schwer zu lösende metho-
dische Probleme stellen. Da die Vertei-
lung der Mittel nicht als zufällig angese-
hen werden kann, sondern durch die
Wiederwahlinteressen des Amtsinha-
bers verzerrt wird, unterliegen einfache
Untersuchungen einem ernsthaften 
Endogenitätsproblem. In diesem Fall lie-
ße sich der Befund eines positiven Zu-
sammenhangs zwischen Transfers und
öffentlicher Unterstützung bei Wahlen
durch die strategische Begünstigung
derjenigen Regionen mit ohnehin star-
ker Zustimmung erklären. 

In diesem Beitrag liegt der Fokus auf
der Regionalpolitik der EU als einem
speziellen Fall von regionalen Transfers.
In diesem Politikbereich treten die euro-
päischen Institutionen, insbesondere
die Kommission, gegenüber den Bürgern
als Wohltäter auf.  Das Hauptziel dieses
Politikfeldes besteht zwar in der Verrin-

gerung der ökonomischen Disparitäten
zwischen den europäischen Regionen.
Jedoch haben die Institutionen in Brüs-
sel augenscheinlich ebenfalls ein großes
Interesse daran, die Unterstützung der
Bürger für die europäische Integration
zu erhöhen, da diese in der Vergangen-
heit häufig ein Hemmnis für den Integra-
tionsprozess dargestellt hat. 

Die europäischen Institutionen sind
demnach sehr interessiert daran, die
Sichtbarkeit ihres regionalen Engage-
ments aktiv zu befördern. Ein beson-
ders sichtbares Beispiel dafür stellen
die strengen Vorschriften für die Kenn-
zeichnung von unterstützten Projekten
dar. Dies führt dazu, dass entsprechen-
de Schilder mit den europäischen Sym-
bolen sowie der erhaltenen Fördersum-
me zahlreich und gut sichtbar in den
europäischen Regionen anzutreffen
sind. Zudem wird eine aktive Medien-
und Pressearbeit vorangetrieben, um
die Bürger in den geförderten Regionen
über die aus Brüssel erhaltenen Mittel
zu informieren. In ihrem Interesse, die
öffentliche Meinung zu beeinflussen,
unterscheiden sich die europäischen
Institutionen somit gar nicht so sehr
von Regierungen einer höheren Ebene
in einem nationalen Föderalsystem, die
als Wohltäter von regionalen Transfers
auftreten, um ihre Wiederwahlchancen
zu verbessern.     

Die EU-Regionalpolitik bietet noch
aus weiteren Gründen einen besonders
interessanten Untersuchungsgegen-
stand für die Analyse eines Populari-
tätseffekts von regionalen Transfers.
Ihr Umfang ist nämlich beträchtlich und
bedeutend größer als derjenige natio-
naler Programme. Im Jahr 2009 betrug
ihr Volumen fast 50 Mrd. Euro. Dies ent-
sprach etwa 0,4 v.H. des europäischen
Bruttoinlandsproduktes. Die Mit-tel ka-
men hauptsächlich den ärmsten euro-
päischen Regionen zu Gute. Insgesamt
wurden aber sämtliche europäischen
Regionen in unterschiedlicher Hö-he an
den Transfers beteiligt. Die vorliegende
Untersuchung bietet zudem empirische
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führt, dass der Befragte über die Be-
günstigung seines Landes informiert
ist. Des weiteren lässt sich ein sehr he-
terogener Effekt für verschiedene Bil-
dungsgruppen messen. Befragte mit hö-
herer Schul-bildung sind nicht nur ge-
nerell besser informiert über die Arbeit
der Strukturpolitik in ihrem Land, son-
dern ihr Informationsgrad reagiert zu-
dem stärker auf die Höhe der Begünsti-
gung ihrer Region.

Schließlich untersuchen wir, inwie-
weit die Einstellung zur EU unmittelbar
von dem Wissen über eine Begünsti-
gung durch die Regionalpolitik abhängt.
Hier lässt sich ebenfalls ein positiver
Zusammenhang bestätigen. Ein Befrag-
ter, der sich der Unterstützung seines
Landes durch die EU bewusst ist, weist
eine 4 v.H. höhere Wahrscheinlichkeit
auf, positiv gegenüber der EU einge-
stellt zu sein. Jedoch zeigen sich deutli-
che Unterschiede dieses Effekts in Ab-
hängigkeit von der Informationsquelle,
welche den Bürger auf die Förderung
aufmerksam gemacht hat: Den weitaus
stärksten Zustimmungseffekt weisen
Befragte auf, die selbst EU-Gelder er-
halten (Tabelle), während der Effekt der
anderen Informationsquellen quantita-
tiv wesentlich geringer ist. Der negative
Effekt für Befragte, die persönlich Emp-
fänger von EU-Transfers kennen, deutet
auf einen Missgunsteffekt hin für die-
jenigen Bürger, die den Eindruck ge-
winnen, dass lediglich ihre Mitmen-
schen von regionalen Transfers begün-
stigt werden.

Schlussfolgerung

Die Untersuchung hat gezeigt, dass
sich die regionalen Transfers im Rah-
men der EU-Kohäsionspolitik nicht nur
auf ihre makroökonomischen Auswir-
kungen, also den von ihr erzeugten
Wachstumseffekt in den europäischen
Regionen, reduzieren lassen. Über die-
sen hinaus haben sie den aus der Sicht
der europäischen Institutionen positi-
ven Nebeneffekt, dass sie die Zustim-
mung der Bürger zur europäischen In-
tegration erhöhen. 

Steffen Osterloh, osterloh@zew.de

diesen Zeitraum konsistente Daten zu
den Ausgaben der EU-Strukturpolitik ver-
fügbar sind. In einem ersten Schritt wird
der unmittelbare Einfluss der Förderhö-
he auf regionaler Ebene auf die Einstel-
lung der Bürger zur EU untersucht. Die
durchschnittliche nationale Pro-Kopf-
Förderung variierte im untersuchten Zei-
traum zwischen 13 Euro in Dänemark
und 244 Euro in Irland. Deutschland lag
im Durchschnitt bei 63 Euro, die Trans-
ferhöhe unterschied sich jedoch sehr
stark zwischen Ostdeutschland (bis zu
243 Euro) und Westdeutschland, wo die
meisten Regionen nur minimale Trans-
fers erhielten.

Insgesamt zeigen die Ordered Pro-
bit-Schätzungen1 einen positiven und
signifikanten Effekt der Höhe der
Transferzahlungen auf die Zustimmung
der Bürger zur EU.  Quantitativ bedeu-
tet dieser Effekt, dass eine Erhöhung
der Pro-Kopf-Transfers in einer Region
um 100 Euro pro Jahr die Wahrschein-
lichkeit, dass die entsprechenden Bür-
ger die EU positiv beurteilen, um etwa
9 bis 13 v.H. erhöht. Jedoch deuten die
Resultate darauf hin, dass die regiona-
len Transfers eine Spill Over-Wirkung
entfalten, also zusätzlich die Meinung
der Bürger in den übrigen Regionen 
eines Landes zumindest teilweise be-
einflussen.

In einem zweiten Schritt wird dieser
Effekt detaillierter untersucht. Dazu
greifen wir auf eine einmalig erhobene
Son-derfrage des Eurobarometers zu-
rück, ob sie über die Begünstigung ih-
res Landes durch die EU-Regionalpolitik
informiert sind. Etwa ein Drittel der Be-
fragten bestätigten dieses. Es zeigt
sich, dass eine Erhöhung der Transfers
um 100 Euro pro Kopf zu einer um et-
wa 13 v.H. höheren Wahrscheinlichkeit

Vorteile gegenüber der Un-tersuchung
nationaler Systeme, da das erwähnte
Endogenitätsproblem erheblich abge-
schwächt wird. Der Großteil der Trans-
fers wird entsprechend transparenter
Kriterien verteilt und es gibt keine Ver-
bindung zwischen der Mittelallokation
und wahltaktischen Motiven. 

Messung der öffentlichen 
Unterstützung

Zur Messung der Meinung der Bür-
ger wird eine innovative Strategie ge-
wählt. Das übliche Vorgehen besteht
darin, die öffentliche Meinung mittels
der Stimmanteile bei Wahlen auf regio-
naler Ebene zu untersuchen. Im Gegen-
satz dazu dient die individuelle Äuße-
rung der Zustimmung zur EU aus Mei-
nungsumfragen als abhängige Varia-
ble. Im Speziellen verwenden wir die
regelmäßige Erhebung von Eurobaro-
meter, bei der mindestens halbjährlich
in den Mitgliedstaaten die Bevölkerung
repräsentativ unter anderem hinsicht-
lich ihrer Zustimmung zur EU befragt
wird. Diese Datenquelle bietet den Vor-
teil, für eine Vielzahl weiter Einfluss-
faktoren auf die öffentliche Meinung
auf der individuellen Ebene zu kontrol-
lieren. Diese weiteren Einflussfaktoren
umfassen insbesondere persönliche
sozio-ökonomische Charakteristika,
wie etwa Bildung, Einkommen, Beruf
oder politische Präferenzen. 

Empirie

Zudem wird regionalen Faktoren
Rechnung getragen, die unter anderem
die Arbeitslosenquote, Unterschiede
zwischen städtischen und ländlichen
Regionen sowie die grenznahe Lage um-
fassen. Die Untersuchung wird auf die
Jahre 1995-99 beschränkt, da nur für
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Informationsquelle                                        Anzahl der                    Marginaler Effekt in v.H.
                                                                      Befragten in v.H.                 (z-Wert in Klammern)

Presse                                                                      21                                +1,7                     (0,86)

TV oder Radio                                                        23                                +3,7                     (2,26)

Informationsschilder                                              5                                +3,8                     (1,34)

Befragter selber Begünstigter                             2                              +13,1                     (2,69)

Befragter kennt Begünstigten                             4                                  -5,3                     (1,82)

 Tabelle: Informationsquellen

1 Die detaillierten Ergebnisse finden sich in Osterloh (2010).
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